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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Bundesrat konnte sich mit seiner Politik zur Verhinderung von Parallelimporten
patentgeschützter Güter nicht durchsetzen. Das Parlament lehnte seinen Vorschlag aus
dem Vorjahr, das Verbot des Parallelimports patentgeschützter Waren im Patentgesetz
zu verankern ab und beschloss, derartige Importe aus dem Europäischen
Wirtschaftsraum EWR (EU plus Norwegen, Island und Liechtenstein) in Zukunft
zuzulassen. Zudem soll es generell, also auch bei Importen aus nicht dem EWR
angehörenden Ländern, nicht mehr erlaubt sein, sich auf den Patentschutz zu berufen,
wenn es sich lediglich um Patente für unwichtige Produktekomponenten wie z.B. den
Verschluss eines Gefässes handelt.

Der Nationalrat beschäftigte sich als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrates. Eine
recht deutliche Kommissionsmehrheit beantragte, die nationale Erschöpfung der
Patente durch eine regionale, d.h. einseitig auf die EU ausgeweitete Erschöpfung zu
ersetzen. Damit wäre das Produkt zwar weiterhin vor Nachahmung geschützt, aber die
handelsrechtlichen Vorrechte, welche es dem Patentinhaber erlauben, die
Vertriebskanäle zu beschränken, würden innerhalb der definierten Handelsregion
abgeschafft. Nach Ansicht der WAK wären davon namentlich bei Medikamenten
erhebliche Preissenkungen zu erwarten. Dem Argument von Bundesrat und
Pharmaindustrie, dass sich dieser Verzicht auf das bestehende Vermarktungsmonopol
für die Produzenten von patentgeschützten Arzneimitteln negativ auf den
Forschungsstandort Schweiz auswirken würde, hielt die WAK entgegen, dass gerade in
dieser Branche die Forschung und Entwicklung ohnehin international organisiert sei.
Die SP, die GP, die Grünliberalen und eine Mehrheit der CVP unterstützten die WAK-
Mehrheit. Dabei wäre die Linke eigentlich lieber noch weiter gegangen und hätte nicht
nur die regionale, sondern die internationale Erschöpfung eingeführt. Aus
abstimmungstaktischen Gründen zog sie aber einen entsprechenden Antrag zurück. Die
FDP und die SVP sprachen sich für die Bundesratslösung der nationalen Erschöpfung
aus und konnten sich dank der Unterstützung von einigen CVP-Abgeordneten mit 93 zu
88 Stimmen bei 12 Enthaltungen durchsetzen. Die Organisationen des Detailhandels
hatten bereits vor den Nationalratsverhandlungen gedroht, zusammen mit
Konsumentenorganisationen und den Krankenkassen eine Volksinitiative zur Aufhebung
des Verbots der Parallelimporte zu lancieren.

Die WAK des Ständerats empfahl wie ihre Schwesterkommission der grossen Kammer
einen Systemwechsel. Mit der einseitigen Einführung der auf den EWR bezogenen
regionalen Erschöpfung sollten die handelsrechtlichen Beschränkungen für Importe
patentgeschützter Waren aus diesem Raum abgeschafft werden. Ausgenommen vom
freien Import wären allerdings Artikel, deren im Vergleich zur Schweiz tiefere Preise
vom Staat festgelegt sind, wie dies gerade im Pharmabereich in der EU die Norm ist.
Von den Vorschlägen des Bundesrates blieb einzig die grundsätzliche Aufhebung des
Importverbots bei Waren, deren durch ein Patent geschützte Komponenten für das
Produkt von untergeordneter Bedeutung sind. Vertreter der FDP und der SVP sowie
Bundesrätin Widmer-Schlumpf kritisierten erfolglos die nicht auf Gegenseitigkeit
beruhende Beschränkung auf den EWR. Diese Limitierung auf den EWR sei wegen der
Meistbegünstigungsklausel im internationalen Handelsrecht rechtlich nicht haltbar. Der
Ständerat stimmte trotz dieser Einwände mit 31 zu 12 Stimmen dem Konzept seiner WAK
zu.

Die WAK-NR unterstützte in der Differenzbereinigung diese Beschlüsse der kleinen
Kammer. Das Plenum folgte aber mit 94 zu 91 Stimmen einem Antrag Markwalder (fdp,
BE), der auf die vom Bundesrat beantragte gesetzliche Festschreibung der nationalen
Erschöpfung verzichten und – zumindest bis zum Vorliegen eines gegenseitigen
Abkommens mit der EU – das Verbot der Parallelimporte patentgeschützter Güter
weiterhin bloss auf das frühere Bundesgerichtsurteil im Fall Kodak abstützen wollte.
Nachdem der Ständerat mit 26 zu 14 Stimmen noch einmal auf seiner Position beharrt
hatte, gab die grosse Kammer nach. In der Schlussabstimmung lautete das Verdikt für
einen Systemwechsel (Zulassung von Parallelimporten patentgeschützter Güter aus
EU/EWR-Staaten mit Ausnahme von solchen mit staatlich festgelegten Preisen) in der
kleinen Kammer 40 zu 1 bei zwei Enthaltungen und im Nationalrat 102 zu 85, wobei die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2008
HANS HIRTER
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Opposition weiterhin aus der geschlossenen SVP und der fast einstimmigen FDP kam. 1

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Mittels Motion wollte Christa Markwalder (fdp, BE) den Bundesrat beauftragen zu
prüfen, inwiefern Bewilligungen von Exportgesuchen für medizinisch genutztes
Cannabis oder für Cannabiszubereitungen innerhalb der geltenden Gesetzgebung
erteilt werden können. Im Falle einer Bewilligungsunfähigkeit sollte dem Parlament eine
Anpassung des Betäubungsmittelgesetzes unterbreitet werden, die den Anbau von
medizinischem Cannabis sowie dessen Export und Zubereitung ermöglicht. Markwalder
begründete ihren Vorstoss damit, dass das BAG kürzlich solche Bewilligungen aufgrund
der fehlenden gesetzlichen Grundlage verweigert habe. Da in der Schweiz seit der
Revision des Betäubungsmittelgesetzes die «beschränkte medizinische Anwendung»
gesetzlich erlaubt sei, die Patientenzahl, welche erfolgreich mit Cannabiszubereitungen
behandelt werde, stetig zunehme und der weltweite Markt für cannabisbasierte Arznei-
und Nahrungsergänzungsmittel ein Potential von «fünfzig bis mehrere hundert
Milliarden US-Dollar» aufweise, solle die Schweiz diese Gelegenheit nutzen. Bisher
hätten mit Kanada, Uruguay und den Niederlanden nur drei Länder den Export von
medizinischem Cannabis legalisiert, mit Australien, Israel und Jamaika befänden sich
allerdings bereits weitere Länder in den Startlöchern. Der Weltmarkt entwickle sich
rasch und die Schweizer Produzenten wiesen mit ihrem Know-how gute
Voraussetzungen auf, um einen Teil davon zu bedienen. Zudem böte dies auch für die
Schweizer Landwirte die Gelegenheit für einen Zusatzverdienst von ungefähr CHF
10'000 je Are, so die Motionärin. 
In seiner Stellungnahme sprach sich der Bundesrat für die Annahme der Motion aus.
Zwar sei eine Prüfung nicht zielführend, da das geltende Betäubungsmittelrecht den
kommerziellen Export von medizinisch genutztem Cannabis nicht erlaube, man sei
jedoch bereit, der Bundesversammlung eine Gesetzesanpassung zu unterbreiten. Dabei
sollten internationale Verpflichtungen miteinbezogen werden, welche, nebst einer
nationalen Kontrollstelle für den Anbau und den Export von medizinischen
Cannabisprodukten, strenge Auflagen vorsähen. Der Nationalrat kam dem Antrag des
Bundesrates nach und nahm die Motion stillschweigend an. 2

MOTION
DATUM: 15.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Gesundheitspolitik

Nachdem die SGK-SR die Motion Markwalder (fdp, BE) zum Anbau und Export von
medizinischem Cannabis im Januar 2020 zur Annahme empfohlen hatte, wurde diese
in der darauffolgenden Frühjahrssession vom Stöckli zusammen mit einer ähnlichen
Motion der SGK-NR (Mo. 18.3389) behandelt und stillschweigend angenommen. 3

MOTION
DATUM: 12.03.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Neben einer Motion der SGK-NR (Mo. 18.3389) schrieben National- und Ständerat in der
Frühjahrssession 2021 auch eine Motion Markwalder (fdp, BE) zum Anbau und Export
von medizinischem Cannabis ab, da die Anliegen der beiden Geschäfte in die
Gesetzesrevision des BetMG (BRG 20.060) Eingang gefunden hatten. 4

MOTION
DATUM: 08.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2008, S. 771 ff., 1499 ff., 1847 ff. und 1978 f.; AB SR, 2008, S. 688 ff., 868 ff. und 1061; BBl, 2009, S. 201 f.; TA,
29.3.08; BaZ, 6.6.08. AB NR, 2008, S. 467; AB SR, 2008, S. 709.
2) AB NR, 2018, S. 1153; Blick Online, 25.5.18
3) AB SR, 2020, S. 157; Bericht SGK-SR vom 17.1.20
4) AB NR, 2021, S. 712; AB SR, 2021, S. 339; BBl, 2020, S. 6069 ff.
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